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8 E G·R ü ND~ N G 

zum Bebauun~splan Nr; 7 der Gemeinde Tellingstedt 
für das Ge b .i e t ·~ b e i d s e .i t .i. g der Haupt s t r aß e , von 

d e r E i n fahr· t zum Z 0 B. (M a r k t p 1 a t z ) b i s e i n s c h l i e ß 1 i c h 
Kirchplatz 1 (ehemaliger Deutscher Hof) sowie Schul­

weg und Töpferstraße" 

Allgemeines. 

Die Gemeinde Tellingstedt hat zur Zeit rd. 2.2}0 Einwohnern. 
Tellinqstedt lieqt im nördlichen Tail Dithmars~hens, ca. 13 ~m 
östlich der Kreisstadt Heide an der Bu~desstraße 203 (B 203) 
- Stre~ke Heide~R~ndsburg -. Nach dem Reqionalplan ·des Landes 
Sc h 1 e s w i q - H o 1 s t e i n f ü r· d e n P 1 an u n g s r a um I V . i s t T e 1 1 i n q s t e d t 
ländlicher Zentralort mit einem Nahbereich mit stark laridwirt­
schaftlicher Pr~qunq.· 

Lage des Bebauunqsplanqebietes 

Die Laqe des Bebauunqsplanqebietes ist aus dem Übersichtsplan 
im Maßstab 1 : 10.000 zu ersehen. 

Das Gebiet lieqt in zentraler Laqe im alten Ortskern, zwischen 
der Kir~he im Westen und der Landesstraße 149 (L 149) im 
Osten. 

3. Eiqentu~sverhältnisse 

Die von dem Bebauunqsplen betroffenen Grundstücke befinaen 
. sich im Privateigentum. Bei den Bodenverkehrsqenehmiqunqen ist 

~ zur Auflage zu machen, daß sich die Verkäufer ·und Käufer von 
Baugelände den Festsetzungen des Bebauunqsplenes unterwerf2n. 

4. Notwendigkeit zur Planaufste~lunq und Planunqsziel~ der 
Gemeinde 

. · 

Der Bereich des Beba~unqsplanes lieqt im ·beba~ten Ortskern von 
Tellinqstedt mit einer Bau- und Nutzunqsstrukt.ur eines Misch­
qebi~tes, in dem das Wohnen und der.Einzelhandel vorherrschen. 
Im Planqebiet sind n·eben den Wohnunqen Betriebe verschiedener 
Wirtschaftsbereiche - Einzelhandelsbetriebe, Schank- und 
Speisewirtschaften, Handwerksbetriebe~ Geschäftsgebäude und 
sonstige Gewerbebet~iebe, eine T~nkstelle un~ eine Diskothek 
v o r Ii a n d e n. 

Das Planqebiet· bildet den überwiegenden 11 Geschäftsbereich" des 
ländliche~ Zentralortes • 
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Das Ziel der Gemeinde ist, die vorhandene Wohn- und Gewerbe­
struktur zu erhalten, um die Versorgung der.Bevölkerung des 
Zentralort~s mit Umland sicherzustellen. · 

Der Bebauungsplan sieht entsprechend der vorhandenen Bebauung 
und Nutzung ein Mischgebiet (MI) vo~ (siehe textliche Fe~t­
setzung ) .• 

Im Be~ühen der Gemeinde, die vorhandene Nutzungsstruktur im 
Ortskernbereich zu erhalten und insbesondere eine Verdrängung 

.der vorhandenen Nutzungen für den attraktiven Geschäftsbereich 
zu verhindern, beabsichtigt die Gemeinde, für.den im Lageplan 
gekennzeichneten Bereich bestimmte Nutzungen nicht mehr zuzu-
lassen: · .' . 

Die nach § 6 Abs. 2 Nr. 3 und 4 BauNVO zulässigen Sex-Shops 
als Einzelhandelsbet~iebe bzw. als sonstige Gewerbebetriebe 
sowie die nach Nr. 8 allgemein und die nach Abs. 3 ausnahms­
weise zulässigen Vergnügungsstätten, mit Ausnahme der vor­
handenen Diskothek auf dem Grundstück Nr. 29, ~erden nicht 
zugelassen. : •. ~ ; • !" • : .: t 

Die von der Nutzung ausgeschlossenen Vergnügung~stätt~n und 
Einrichtungen stellen einen Störfaktor im Erscheinungsbild des 
Geschäftsbereiches dar und führen zu einem Absinken des ge­
schäftlichen Niveaus und einem Verlust an Attraktivität auf 
die innerörtliche Funktion des Zentralortes. 

Mit dem Ausschluß der vorgenannten Nutzungen will die Gemeinde 
weiterhin verhindern, daß derartige Betriebe die Einzelhan­
delsbetriebe aus dem umliegenden Geschäftsbereich verdrängen. 
Diese Gefahr wird schon deshalb gesehen, weil sie nicht an die 
Landenschlußzeiten gebunden und in der Lage sind, höhere 
Mieten als die übrigen Betriebe zu bezahlen. 

Von diesen Betrieben werden weiterhin Störungen ~r~~rtet, wie 
z. B. Lä~mbelästigungen durch. die Besucher der Verg~ügungs- · 
stätten selbst ·und durch den erhöhten Kfz-Verkehr, der durch 
die Ei~richtungen in diesem Bereich, insbesondere in den 
Nachtzeiten, ~erangezogen wird. 

Der Gebietscharakter eines Mischgebietes wird durch den Aus­
schluß der vorgenannten Nutzungsarten nicht verfälscht. Diese 
Nutzungen sind a uße rhal b der gekennz e ichnet.en Grundstücke in 
anderen geeigneten Baugebieten innerhalb de~ bebauten Ortslage 
zulässig. · · 

Zur Verwirklichung der genannten Planungsziele sind keine 
weiteren Festsetzungen nach § 9 BauGB erforderlich. Die ge­
troffenen Festsetzungen reichen aus, die städtebauliche Ent­
wicklung im Plangebiet zu ordnen. 

Zur Sicherung der vorliegenden Planung hat die Gemeinde eine 
Veränderungssperre für den genannten Bereich des einfachen 
































